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1. Finanzieller Geschäftsbericht
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Erläuterungen: 

1.1. Gesamtentwicklung / Jahresabschluss 2018
Unser Verein wurde auch im Jahr 2018 finanziell solide geführt. Insgesamt haben wir mit 
Abschluss des Jahres 2018 ein Vermögen von 20.469,18 Euro. Zum großen Teil sind dies 
jedoch zweckgebundene Spenden und Zuschüsse für Projekte, für die die Ausgaben noch 
nicht getätigt wurden. Das positive Jahresergebnis von 9.839,54 rührt ebenfalls von 
zweckgebundenen Spenden insbesondere für den Solifonds Perspektiven. 

1.2. Einnahmen und Ausgaben 2018
Insgesamt sind die Einnahmen von 35.924,17 € im Vergleich zu 2017 etwas zurückgegangen 
(2017: 38.745,97 €). Dies liegt zweifellos an dem im Jahr 2018 bereits spürbaren Rückgang 
der Aktivitäten und der Förderbereitschaft von Zuschussgebern im Bereich der Flüchtlings- 
und Migrationsarbeit. Ein beträchtlicher Teil der Einnahmen besteht erneut aus Spenden an 
unser Konto für den Solifonds Perspektiven über 17.792,50 € (2016:16.254,17 €, siehe 3.5.) 
und den Zuschüssen im Rahmen des Patenschaftsprogramms „Menschen stärken 
Menschen“.  Bereits deutlich zurückgegangen sind auch die Spenden an den Verein (2018: 
6.951,97 €, 2017: 10.181,80 €). Auch die Mitgliedsbeiträge sind mit 730,00 Euro im Vergleich 
zum Vorjahr leicht zurückgegangen (2017: 790 €). Erläuterungen zu den Projekten (Cafe 
Mondial, info asyl, Solifonds Perspektiven etc. kommen im Abschnitt 3).
Die Ausgaben konzentrierten sich auch im Jahr 2018 auf die Bezahlung von 
Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliches Engagement im Rahmen der 
Projektförderungen für das „Cafe Mondial“ (siehe 3.2.) und des Patenschaftsprogramms 
„Menschen stärken Menschen“ sowie auf die Einzelbeihilfen im Rahmen des Solifonds 
Perspektiven (siehe 3.5.).  Relativ hoch sind die Ausgaben für „Einzelbeihilfen Sonstige“: Hier 
hat der Verein sowohl Einzelfallunterstützungen geleistet für Anwaltskosten und Kosten für 
Dokumentenübersetzungen etc. wie auch über eine Spendenaktion eine aufwendige 
Zahnbehandlung eines syrischen Flüchtlings ermöglicht.

1.3. Vermögen 2018
Das Vereinsvermögen liegt zum Jahresende 2018 bei 20.469,18 €. Wie bereits angeführt, ist 
der Großteil dieses Geldes zweckgebunden für Einzelfallhilfen vorgesehen, sodass die realen 
freien Mittel weiterhin relativ gering sind. 
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2. Vereinsentwicklung

Der Verein wird finanziell und
strukturell weiterhin solide
organisiert. Im Jahr 2018 gab es
allerdings erneut nur eine
geringfügige Weiterentwicklung
im Bereich der Mitgliederzahlen.
Es zeigt sich, dass die Beteiligung
und Unterstützung unseres
Vereins weiterhin sehr
bescheiden ist. Wünschenswert
wären Aktivitäten zur Werbung
neuer Mitglieder und Fördermitglieder. Im Einzelnen:

 Mitgliederentwicklung: Der
Verein hat zum Stand April
2019 19 Mitglieder, darunter
18 stimmberechtigte
Mitglieder und 1
Fördermitglied. 4 Personen
haben keine deutsche
Staatsangehörigkeit, sie sind
als Flüchtlinge nach
Deutschland gekommen. Für
3 Personen besteht weiterhin
eine Befreiung vom
Mitgliedsbeitrag. Von April
2018 bis April 2019 gab es
keine neuen Mitgliedschafts-
erklärungen. Die Zahl der
Mitglieder ist nach wie vor grenzwertig gering.

 Vereinstreffen: Im Jahr 2018 gab es 6 Vereinstreffen (Plenum), bei denen die 
laufenden organisatorischen und inhaltlichen Aktivitäten besprochen wurden sowie 
weitere – nicht gezählte – Arbeitsgruppentreffen und eine offizielle 
Mitgliederversammlung des Vereins am 27.4.2018.

 Mitgliederversammlung / Vorstand: Bei der Jahresmitgliederversammlung am 
27.4.2018 wurde der seit 2017 bestehende Vorstand, bestehend aus Michaela 
Boyacos, Marianne Mösle, Andreas Linder und Ines Roth wiedergewählt. Als 
Kassenprüfer*innen wurden Adelheid Honecker und Markus Waggershauser 
bestätigt.

 Büro: Der Verein betreibt seit Dezember 2016 einen Büroraum in den Räumen des 
Paritätischen Kreisverbands im Bürgerzentrum NaSe im Janusz Korczak Weg 1. Das 
Büro wird insbesondere für die Vereinsorganisation und -buchhaltung sowie für 
individuelle Beratungstermine genutzt. Die monatliche Miete beträgt 50,00 Euro. 
Geplant ist ein Umzug in die Räume der Neuen Nachbarn KG in der Hechingerstr. 94. 

Mitgliederversammlung im Campanile 27.4.18
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Eine Bewerbung hierfür wurde im September 2018 eingereicht. Durch unklare 
Zuständigkeiten und Verzögerungen bei der Vermietung der Räume in der 
Hechingerstraße steht weiterhin aus, ob es dort zu einem Mietvertrag kommt und zu 
welchen Konditionen dies möglich sein wird.

 Buchhaltung: Auch im Jahr 2018 hat Kerstin Möllers die Vereinsbuchhaltung auf 
Honorarbasis ausgeführt. Ab dem Buchungsjahr 2018 wurde die Buchhaltung mit 
dem Programm Linear Vereinsverwaltung durchgeführt und auf aktuelle 
Anforderungen angepasst.

 Mitgliedschaft Paritätischer: Der Verein wurde am 12.12.2016 als 
Mitgliedsorganisation im Paritätischen Landesverband Baden-Württemberg 
aufgenommen. Vertreter*innen des Vereins nehmen unter anderem an den 
Sitzungen der Fachgruppe Migration des Paritätischen Landesverbands teil. Für 2018 
hatten wir einen Mitgliedsbeitrag von 500 Euro zu bezahlen. Dieser wurde allerdings 
erst in 2019 gezahlt / verbucht.
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3. Aktivitäten 2018

3.1. Patenschaftsprojekt „Menschen stärken Menschen“
menschen.rechte Tübingen e.V. erhielt auch im Jahr 2018 über den Paritätischen 
Landesverband BW eine Förderung im Rahmen des vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geförderten Programms "Menschen stärken 
Menschen". In diesem Programm werden Mitgliedsorganisationen gefördert, bei denen 
engagierte Patinnen und Paten Geflüchtete bei der Integration begleiten. Im Rahmen dieses 
Projekts führen unsere freiwillig Engagierten mit geflüchteten Einzelpersonen und Familien 
verschiedene Freizeitaktivitäten durch und begleiten und unterstützen sie je nach Bedarf in 
vielfältiger Weise: in Alltagsangelegenheiten, bei Behördengängen, bei Arztbesuchen, bei der 
Wohnraumsuche, bei der Arbeitssuche, beim Lernen der deutschen Sprache usw. 
Im Jahr 2018 haben wir 40 Patenschaften (2017: 38) angemeldet. 24 Patenschaften wurden 
von Mitgliedern von menschen.rechte Tübingen e.V. angemeldet, die weiteren 16 
Patenschaften von Aktiven aus verschiedenen Flüchtlingsunterstützerkreisen aus Tübingen 
und Umgebung. Es gab 14 Familienpatenschaften, der Rest waren Einzelpatenschaften. Wir 
konnten 15 Patenschaften aus 2017 weiterführen. Dies trug zur Vertiefung der Beziehungen 
und der Stabilisierung der Patenschaften bei. Neue Patenschaften konnten insbesondere mit
Personen und Familien aus Afghanistan abgeschlossen werden und mit solchen, die im Jahr 
2017 noch nicht ins Patenschaftsprogramm aufgenommen werden konnten. 
Für die 40 Patenschaften erhielt der Verein im Jahr 2018 eine Förderung von 8.000 Euro (200 
Euro pro Patenschaft). Diese Fördersumme wurde in Form von pauschalen 
Aufwandsentschädigungen nach § 3 Nr. 26 EStG an die Pat*innen weitergegeben. 
Im Rahmen des Patenschaftsprogramms begleiteten die Mitglieder unseres Vereins vor 
allem geflüchtete Familien und Einzelpersonen, die im Französischen Viertel in Tübingen 
leben sowie afghanische Geflüchtete aus Mössingen und dem weiteren Kreisgebiet.

3.2. Arbeitskreis Flüchtlingshilfe im
Französischen Viertel / Cafe Mondial
Der Arbeitskreis Flüchtlingshilfe im
Französischen Viertel, der seit Juni 2015
besteht, engagiert sich ehrenamtlich und
solidarisch für die Asylsuchenden, die in
Häusern im benachbarten Wennfelder Garten
untergebracht sind. Seit dieser Zeit betreibt
der Arbeitskreis auch ein wöchentliches "Cafe
Mondial" im Hauscafe des Wohnprojekts
Provenceweg 3. Das Cafe Mondial war auch
im Jahr 2018 ein zentraler und regelmäßiger Treffpunkt für die Geflüchteten untereinander 
und mit ihren Unterstützer/innen. Neben der zwischenmenschlichen Begegnung erhielten 
die Geflüchteten im Cafe Mondial auch Beratung bei Fragen zu ihrem Asylverfahren und 
Unterstützung in allen Fragen des Alltagslebens und der sozialen Integration 
(Sprachförderung, Bildung, Schule, Arbeit, Gesundheit, Freizeitaktivitäten etc.)
Das Cafe Mondial wurde auch im Jahr 2018 unterstützt von der Stadt Tübingen. Über einen 
Projektantrag erhielt der Verein einen Zuschuss von 1.130,00 Euro (2017: 3.500 Euro) für den

Cafe Mondial Flyer

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen
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Zeitraum Februar bis Dezember 2018. Die Mittel wurden verwendet für die Kosten für 
Verpflegung, für Raumkosten und für Öffentlichkeitsarbeit. Im Rahmen des Cafe Mondial gab
es auch in 2018 wieder eine Weihnachtsfeier am 6.12.2018, an der ca. 30 Personen 
teilnahmen. Am 21. Juli beteiligten sich die Aktiven des Cafe Mondial mit einem Infostand 
und einem Getränkestand am Französischen Viertelsfest. 

3.3. info asyl – Asylberatung in Mössingen
In Zusammenarbeit mit Fluchtpunkte
Tübingen und dem Freundeskreis Asyl
Mössingen bietet unser Verein den
Geflüchteten, die in der Unterkunft im
ehemaligen Pausa-Gebäude in Mössingen
untergebracht sind, seit Anfang 2017 eine
wöchentliche Sprechstunde. Dort leben
zahlreiche Geflüchtete vor allem aus Afghanistan. Unsere schwerpunktmäßigen Aktivitäten 
waren auch im Jahr 2018 die individuelle Beratung bei der Vorbereitung auf die Anhörung, 
Begleitung zu Anhörungen und Gerichtsverhandlungen, die Vorbereitung von Klagen und 
Vermittlung von Anwälten. Seit dem Jahr 2017 haben wir in ca. 80 Fällen bei der Einreichung 
einer Klage gegen die Ablehnung des Asylantrags unterstützt. In mehreren Einzelfällen 
waren die Klageverfahren am Verwaltungsgericht Sigmaringen bereits erfolgreich. 
Umfangreich öffentlich bekannt geworden ist hierbei vor allem der Fall von Hasmatullah 
Fazelpur, dem das VG im Juni 2018 die Flüchtlingseigenschaft zusprach. Bei zahlreichen 
weiteren Klageverfahren stehen die Entscheidungen noch aus, ein zentraler Grund, warum 
die Beratungsarbeit weiter fortgesetzt wird. In 2018 wurden auch umfangreiche 
Anstrengungen bei der Unterstützung der Erfüllung von Mitwirkungspflichten im 
Asylverfahren unternommen und hierbei auch Kosten für Dokumentenübersetzungen oder 
Fahrtkosten zur Vorsprache beim afghanischen Konsulat übernommen. Neben der asyl- und 
aufenthaltsrechtlichen Unterstützung werden die Geflüchteten bei verschiedenen sozialen 
Anliegen, insbesondere bei der Integration in Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt sowie 
bei der Wohnungssuche unterstützt. Hierbei stehen die Berater auch im engen Austausch 
mit den Aktiven des Freundeskreis Asyl Mössingen und den Integrationsmanager*innen des 
Landratsamts.
Im Rahmen des info asyl gab es in 2018 folgende
spezielle Veranstaltungen:

 5.3.2018 Informationsabend für Geflüchtete zum
Thema Praktikum- Ausbildung-Arbeit

 15.3.2018 Informationsabend „Flüchtlinge
praktisch unterstützen“ in Zusammenarbeit mit
dem Integrationsbeauftragten der Stadt
Mössingen und dem Freundeskreis Asyl

 24.3.2018 Neujahrsfest in der GU Richard-
Burkhardt-Straße

 14.11.2018 Infoabend für Geflüchtete und
Unterstützer*innen zu „Mitwirkungspflichten“ im
Asylverfahren

Flyer Beratungsstelle info asyl

Einladung zum Ehrenamts-Infoabend 15.3.18 
Mössingen
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Mit dem Informationsabend „Flüchtlinge praktisch unterstützen“ verfolgten wir das Ziel, 
Menschen zu gewinnen, die sich im Einzelfall ehrenamtlich engagieren wollen. Dies ist nur 
bedingt gelungen. Eine Person engagiert sich seitdem  für zwei junge Afghanen bei der 
Suche nach Ferienjobs und Ausbildungsplätzen, zwei andere junge Frauen haben eine 
Zeitlang bei der Wohnungssuche unterstützt. Allerdings mussten sie die Erfahrung machen, 
dass dies sehr frustrierend, weil erfolglos sein kann und haben auch deswegen ihr 
Engagement gegen Ende des Jahres wieder aufgegeben.
Die für die Beratungsarbeit anfallenden Sachkosten sowie Kosten für Rechtshilfe, 
Dokumentenübersetzungen etc. konnten wir auch in 2018 wieder über Zuschüsse 
finanzieren. Wir erhielten erneut 1.800 Euro vom Freundeskreis Asyl Mössingen, 500 Euro 
von der Stadt Mössingen, 1.000 Euro vom Verein der Bundestagsfraktion Die Linke sowie 
diverse Spenden. Neben einer Aufwandsentschädigung für den als Übersetzer tätigen M.N. 
Momand (720 Euro) konnte auch ein Honorar an Andreas Linder gezahlt werden (1.200 
Euro). Zum Jahresende mussten für dieses Projekt 341,85 Euro aus Eigenmitteln 
aufgewendet werden, der Rest kam aus Zuschüssen und Spenden.
Die Aktiven des info asyl stehen in regelmäßigem Kontakt und Austausch mit im Asylrecht 
erfahrenen Fachanwält*innen, insondere mit Markus Niedworok und Manfred Weidmann.
Das Projekt wird im Jahr 2019 fortgesetzt. Über Zuschussanträge gibt es Bewilligungen durch
den Verein der Bundestagsfraktion Die Linke (1.000 Euro), die Stiftung do (3.000 Euro) und 
die Stadt Mössingen (500 Euro). 

3.4. Einzelfallhilfen
Der Verein gewährt bei Bedarf Einzelbeihilfen, zum Beispiel für Rechtsanwaltskosten im 
Asylverfahren. Dies wurde im Jahr 2018 (neben den Einzelfallhilfen im Rahmen des info asyl) 
in zwei Fällen gewährt:

 Für Valbona Osmani aus Rottenburg haben wir die Kosten für die Übersetzung von 
ärztlichen Dokumente aus der schwedischen Sprache über 470,05 Euro 
übernommen. Nachdem die aus dem Kosovo stammende Familie zwischenzeitlich 
von der Abschiebung bedroht war, konnte der Rechtsanwalt Axel Oswald im Rahmen
des Klageverfahrens ein Abschiebungsverbot für Frau Osmani (und entsprechend die
Familie) erreichen. Hierfür war auch die Übersetzung der ärztlichen Befunde aus 
Schweden zentral wichtig.

 Für Benedict Umeh aus Kirchentellisfurt gewährten wir einen Zuschuss zu den 
Anwaltskosten im Asylverfahren über 300 Euro.

In aller Regel werden Zuschüsse zu Anwaltskosten im Asylverfahren für von uns begleitete 
Geflüchtete beim Rechtshilfefonds von Fluchtpunkte e.V. Tübingen beantragt. In etwa 15 
Fällen gab es im Jahr 2018 Zuschüsse von Fluchtpunkte über insgesamt rund 3.000 Euro. 
Deswegen beteiligt sich der Verein auch an der Spendenwerbung für den 
Kooperationspartner Fluchtpunkte e.V. 
Über eine Spendenaktion, die im November 2017 begann (siehe hier: 
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/unterstuetzungsaufruf-mouayad-a-braucht-ihre-eure-

unterstuetzung.html) konnten wir einem jungen syrischen Flüchtling eine kostenintensive 
Zahnbehandlung ermöglichen, die nicht von der Krankenkasse übernommen wurde. Über 
die Spendenaktion konnten 2.300 Euro gesammelt werden, mit der die Zahnarztrechnung zu
einem großen Teil bezahlt werden konnte.

https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/unterstuetzungsaufruf-mouayad-a-braucht-ihre-eure-unterstuetzung.html
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/unterstuetzungsaufruf-mouayad-a-braucht-ihre-eure-unterstuetzung.html
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3.5. Solifonds Perspektiven
Der Solifonds ist ein Netzwerk aus
Initiativen und Einzelpersonen aus
dem Raum Neckar-Alb (siehe 
www.solifonds-perspektiven.org ),
die schon seit längerem in der
Unterstützungsarbeit für Menschen
aus den mittlerweile zu „sicheren
Herkunftsstaaten“ erklärten
Ländern Osteuropas tätig sind. Sie
setzen sich vor allem für ein
Bleiberecht von Roma ein, die in
ihren Herkunftsländern aufgrund des Zusammenwirkens von Armut und Rassismus kein 
würdiges Leben und keine Perspektiven haben. Das Ziel des Solifonds ist, Spenden 
insbesondere für Roma aus Ost- und Südosteuropa zu sammeln, die aus Deutschland 
ausreisen mussten oder abgeschoben wurden. Es werden je nach Möglichkeit und je nach 
Einzelfall einmalige Starthilfezahlungen, Zuschüsse zum Lebensunterhalt und zum 
Überleben, für eine eigenständige Sicherung des Einkommens und für 
Migrationsperspektiven gewährt. Über ein Konto von menschen.rechte Tübingen e.V. 
werden Spenden gesammelt und die gewährten Zuschüsse ausgezahlt.
Für die Unterstützung im Einzelfall gingen auf unserem Solifonds-Konto im Jahr 2018 
insgesamt 17.792,50 Euro Spendengelder ein. Im Jahr 2018 wurden 19 Anträge auf 
Einzelfallhilfen bei Solifonds Perspektiven gestellt. Die Antragskommission bewilligte im 
Rahmen dieser Anträge Unterstützungsleistungen im Gesamtumfang von 15.109,76 Euro. Im
Laufe des Jahrs 2018 wurden im Rahmen der Solifonds-Einzelfallhilfen 6.888,82 Euro 
ausgezahlt. Die Differenz zwischen Bewilligungen und Zahlungen ergibt sich v. a. daraus, 
dass sich die meisten Unterstützungen über mehrere Monate hinziehen und auch in das Jahr
2019 hineinreichen.
Einige Beispiele für Unterstützungen aus dem Jahr 2018:

 Antrag 2018-04: Im März 2018 erhielten Albiona und ihre Mutter Lahije H. aus dem 
Kosovo einen Starthilfezuschuss über 200 Euro nach der „freiwilligen Ausreise“ aus 
Deutschland. Die alleinstehenden Frauen lebten bis dahin in Kirchheim / Teck. 
Albiona H. hatte in Deutschland einen Ausbildungsplatz in Aussicht, erhielt jedoch 
keine ausreichend gute aufenthaltsrechtliche Beratung.

 Antrag 2018-06: Über einen Spendenaufruf im Rahmen einer Online-Petition für ein 
dauerhaftes Bleiberecht der Familie Stojanovic aus Stuttgart-Rohr bewilligte der 
Solifonds die Erstattung von Kosten für Übersetzungen, Rechtsanwalt u.a. Bedarfe. Es 
konnte ein Spendeneingang zu diesem Zweck von 3.575 Euro verzeichnet werden. 
Über die Online-Petition (vgl. www.change.org/stojanovic) und umfangreiche weitere 
Aktivitäten konnte im Sommer 2018 schließlich ein Bleiberecht für die gesamte 
Familie erreicht werden. 

 Antrag 2018-12: Im August und September 2018 erhielt der Roma-Aktivist (und 
mittlerweile Vereinsmitglied) Istvan Farkas weitere 560 Euro zur Sicherung seines 
Lebensunterhalts und zur Bezahlung behördlicher Kosten für die Beantragung und 
Ausstellung eines ungarischen Passes nach der „freiwilligen Ausreise“ nach Serbien. 
Ende September 2018 erhielt Farkas den ungarischen Pass und reiste bereits Anfang 

21.3.2018: Übergabe der Unterschriften der Petition „Für ein Bleiberecht 
von Familie Stojanovic“ im Innenministerium Baden-Württemberg“

http://www.change.org/stojanovic
http://www.solifonds-perspektiven.org/
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Oktober 2018 wieder nach Deutschland ein. Seitdem lebt er in Hannover und arbeitet
dort als Putzkraft und Lagerarbeiter.

 Antrag 2018-15: Mit der Unterstützung von ingesamt 365 Euro ermöglichten wir dem 
17-jährigen jungen Roma Stefan D. einen Besuchsaufenthalt in Deutschland. Nach der
„freiwilligen Ausreise“ nach Serbien war Stefan zur Schwerarbeit in einer Ziegelei 
genötigt. Da er schon gut Deutsch sprach, hat er gute Aussichten auf eine spätere 
Arbeitsmigration zum Zweck der Ausbildung. Während des Besuchsaufenthalts 
absolvierte er ein Praktikum in der Jugendwerkstatt der Alten Seegrasspinnerei in 
Nürtingen

 Antrag 2018-17: Der Solifonds bewilligte weitere 750 Euro für Familie H. aus Albanien. 
Herr und Frau H. haben bereits Anfang 2018 während eines Besuchsaufenthalts in 
Tübingen Arbeitsstellen gefunden und Anträge auf ein Arbeitsvisum gestellt. Im 
Dezember 2018 bewilligte die Deutsche Botschaft in Tirana das Visum für Herrn H.. 
das Visum für Frau H. wurde jedoch zunächst wegen zu geringer Bezahlung 
abgelehnt. Zum aktuellen Stand warten Herr und Frau H. immer noch auf die 
Erteilung des Visums. Herr H. hat einen Arbeitsvertrag bei einem Gartenbaubetrieb 
aus Hirschau, Frau H. bei einem Bioladen aus Tübingen. Mitglieder unseres Vereins 
und weitere Personen unterstützen Familie H., seit sie im Jahr 2015 als Asylsuchende 
nach Deutschland kamen. Die Wiedereinreise per Arbeitsmigration würde der Familie 
eine lebenswerte Perspektive eröffnen. Wie Familie H. unterstützen wir ebenfalls 
Valbona C., die ebenfalls im April 2018 zu einem über den Solifonds geförderten 
Besuchsaufenthalt in Deutschland war und dabei ein Arbeitsplatzangebot als 
Servicekraft in einem Restaurant in Rottenburg erhalten hat. Bis heute ist jedoch auch
ihr Visumsantrag nicht entschieden.

 Der Solifonds unterstützte auch die Kampagne von Unterstützer*innen aus 
Wolfschlugen und Umgebung für die mazedonische Familie Bajrami, die Anfang 2018 
nach 25 Jahren Aufenthalt in Deutschland nach Mazedonien abgeschoben wurde. 
Über eine Online-Petition (www.change.org/bajrami) protestierten über 69.000 
Menschen gegen diese Abschiebung und forderten die Möglichkeit der Rückkehr der 
Familie nach Deutschland. Über den Solifonds wurden Spenden im Umfang von 6.672
Euro für die Unterstützung der Familie gesammelt. Diese Gelder wurden in 2018 noch
nicht gebraucht und somit zweckgebunden in 2019 übertragen.

 Der Solifonds unterstützte mit einem Zuschuss von 500 Euro eine Besuchsreise im Juli
2018. Im Laufe von 5 Tagen besuchten Michaela Saliari und Andreas Linder mehrere 
Familien in Serbien, die in den vergangenen Jahren Deutschland verlassen mussten 
und informierten sich über deren Lebenssituation nach der Ausreise. Durch weitere 
Spenden konnten die gesamten Sachkosten für diese Reise finanziert werden.

Die Spendengelder aus dem Solifonds werden grundsätzlich nur zu einem sehr geringen 
Anteil für nicht vermeidbare Sachkosten (insbesondere Geldtransaktionsgebühren) 
verwendet. Damit ist gewährleistet, dass die eingegangenen Spenden auch zweckgebunden 
bei den Empfänger*innen ankommen. Allerdings beschloss der Verein am 3.8.2018, dass für 
die Verwaltung und Buchhaltung der Aktivitäten für den Solifonds (Verwaltung der Anträge, 
Überweisungen, Buchhaltung, Spendenbescheinigungen) ein Honorar von 1.200 Euro für das
Jahr 2018 an Andreas Linder gezahlt werden soll. Dieses wurde erst Anfang 2019 in 
Rechnung gestellt, sodass es in 2018 nicht zu Buche schlägt. 

http://www.change.org/bajrami
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3.6. Mitarbeit bei Wohnprojekten für Geflüchtete (in der kommunalen 
Anschlussunterbringung)
menschen.rechte Tübingen e.V. ist bzw. war Mitglied bei mittendrin e.V. Dieser Verein war 
maßgeblicher Akteur im Rahmen der Planungsgemeinschaft maison mondiale, die von der 
Stadt Tübingen die Option für den Bau eines Flüchtlingshauses im Französischen Viertel 
erhalten hatte. Der Verein mittendrin e.V. wurde jedoch im Mai 2018 aufgelöst, weil die 
Option zurückgegeben werden musste, weil die Stadt dieses Projekt nicht weiter verfolgen 
wollte. Das Restguthaben von mittendrin e.V. kam satzungsgemäß unserem Verein zugute 
(112 Euro).
Mehrere Mitglieder unseres Vereins sind auch Gesellschafter bei der Neue Nachbarn KG, die 
die Option für den Bau eines solchen Hauses in der Hechingerstr. 94 erhalten hat. Im 
Oktober 2018 wurde der Bau fertig gestellt, seit November konnten die Wohnungen bezogen
werden. Mehrere Mitglieder unseres Vereins sind im Rahmen der Neuen Nachbarn in einem 
Arbeitskreis aktiv, der sich um das gedeihliche Zusammenleben im Haus Neue Nachbarn 
und mit den benachbarten Bauprojekten und der Nachbarschaft kümmert. Der Arbeitskreis 
organisiert soziale und Freizeitaktivitäten im Gemeinschaftsraum des Hauses Hechingerstr. 
94. Der Verein hat sich auch bereits im September 2018 für einen Büroraum auf der Ebene 
der Gewerbeflächen des Hauses Neue Nachbarn beworben. Die Fertigstellung dieser Räume 
verzögerte sich allerdings bis ins Frühjahr 2018. Zum Stand der Berichtserstellung ist noch 
nicht sicher, ob wir dort einen Raum anmieten und damit mit unserem Büro vom Janusz-
Korczak-Weg in die Hechingerstraße umziehen können.

3.7. Öffentlichkeitsarbeit
Der Verein betreibt weiterhin die
Homepage www.menschen-rechte-tue.org,
auf der neben Informationen über die
Aktivitäten des Vereins auch
Fachinformationen zur Flüchtlingsarbeit
und zur Flüchtlingspolitik sowie zu
verwandten Themen veröffentlicht
werden.
Wir betreiben zwei Mailinglisten: Die Liste
move-on-aktiv dient der internen Kommunikation der aktiven Vereinsmitglieder über 
Aktivitäten, Termine und Fachinformationen. Die Liste move-on-info dient der Verbreitung 
von Informationen über Aktivitäten unseres Vereins sowie Fachinformationen an einen 
größeren Kreis von eher passiven Mitgliedern und Interessierten. 
Am 25.4.2018 stellten Jutta Baitsch, Adelheid Honecker und Andreas Linder unseren Verein 
im Rahmen des Cafe Pari des Paritätischen Kreisverbands vor.
Zum Internationalen Tag des Flüchtlings am 20.6.2018 beteiligten wir uns im Rahmen der 
Banner-Aktion des Bündnis Bleiberecht „Keine Abschiebungen nach Afghanistan. 
Fluchtursachen bekämpfen nicht Flüchtlinge“. 50 dieser Banner wurden an Privathäusern 
und Institutionen über mehrere Tage/Wochen in Tübingen aufgehängt.

Banner-Aktion zum Internationalen Tag des Flüchtlings 21.6.2018

http://www.menschen-rechte-tue.org/
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/buendnis-bleiberecht-banneraktion-zum-internationalen-tag-des-fluechtlings-am-20-juni.html
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/buendnis-bleiberecht-banneraktion-zum-internationalen-tag-des-fluechtlings-am-20-juni.html
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3.8 Veranstaltungen
Unser Verein war im Jahr 2018 bei folgenden öffentlichen Veranstaltungen als Veranstalter 
bzw. Mitveranstalter beteiligt:

 Mittwoch, 05.03.2018, 18.00 Uhr, Sozialraum, Richard Burkhardtstr. 11, 72116 
Mössingen:  Informationsabend für Geflüchtete zum Thema Praktikum- 
Ausbildung-Arbeit. Referenten: Andreas Linder und Martin Fink (20 TN)

 Donnerstag, 15. 03.2018, 19.00 Uhr, Vortragsraum in der Tonnenhalle der PAUSA 
( EG ), 72116 Mössingen: Flüchtlinge praktisch unterstützen – wir suchen 
engagierte Ehrenamtliche! Informationsabend für Interessierte, zusammen mit 
Fluchtpunkte Tübingen und dem Freundeskreis Asyl Mössingen (10 TN)

 Samstag, 24.03.2018, ab 18 Uhr, Richard Burkhardtstr. 11, 72116 Mössingen: 
Neujahrsfest Noruz, zusammen mit Flüchtlingen aus Afghanistan und anderen 
Ländern. (50 TN)

 Samstag, 17.04.2018, 19.00 Uhr, Saal des Deutsch-Amerikanischen Instituts, Karlstr. 3,
72072 Tübingen: Vortrag von Bernd Mesovic (Rechtspolitischer Referent von PRO 
ASYL): Abschiebung in den Krieg? Afghanistan und die deutsche Asylpolitik. Flyer 
zur Veranstaltung (PDF) (40 TN)

 Samstag, 21.7.2018, ganztägig: Info- und Getränkestand beim Französischen 
Viertelsfest in Tübingen zusammen mit Flüchtlingen aus Nigeria und anderen 
Ländern

 Mittwoch, 14.11.2018, 19.30 Uhr, Sozialraum, Richard Burkhardtstr. 11, 72116 
Mössingen: Infoabend für Flüchtlinge: Was sind die Mitwirkungspflichten? 
Referent: Andreas Linder (20 TN)

 Fr, 23.11.2018, 18.00 – 21.00 Uhr, Martin Bonhoeffer Häuser, Lorettoplatz 30, 
Tübingen: Fortbildung "Was sind die „Mitwirkungspflichten?“ Referent: Andreas 
Linder (30 TN)

 Freitag, 07.12.2018 Demonstration „menschenrecht fundamental ist“. Anlässlich 
des 70. Jahrestags der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen rief das Bündnis Bleiberecht Tübingen zu einem Aktionstag am 7.12.2018 
unter dem Motto „menschenrecht fundamental ist“ auf. Mehr Informationen: https://
bleiberecht.mtmedia.org/itdm2018/

3.9. Vernetzung und Kooperationen
Der Arbeitskreis Flüchtlingshilfe im
Französischen Viertel ist Teil der 
„Flüchtlingshilfen Kreis Tübingen“, der
Vernetzungsstruktur der ehrenamtlichen
Unterstützerkreise. Wir haben in 2018 an
allen Vernetzungstreffen teilgenommen.
Vorstandsmitglied Andreas Linder ist auch
Mitglied des Sprecherrats der
Flüchtlingshilfen Kreis Tübingen und
nimmt von daher auch an den Sitzungen
des Sprecherrats und den damit
verbundenen Gremiensitzungen z.B. mit

Dankeschön-Abend für Ehrenamtliche, 15.6.18, Tübingen

https://www.menschenrechtserklaerung.de/die-allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte-3157/
https://www.menschenrechtserklaerung.de/die-allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte-3157/
https://menschen-rechte-tue.org/files/Dokumente/menschen.rechte%20aktiv/2018/2018-04-17%20Afghanistan%20Mesovic%20VA.pdf
https://menschen-rechte-tue.org/files/Dokumente/menschen.rechte%20aktiv/2018/2018-04-17%20Afghanistan%20Mesovic%20VA.pdf
https://bleiberecht.mtmedia.org/itdm2018/
https://bleiberecht.mtmedia.org/itdm2018/
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/fluechtlinge-praktisch-unterstuetzen-wir-suchen-engagierte-ehrenamtliche.html
https://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/fluechtlinge-praktisch-unterstuetzen-wir-suchen-engagierte-ehrenamtliche.html
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Vertreter*innen des Landratsamts oder der Stadt Tübingen oder den 
Ehrenamtskoordinator*innen teil.
Unser Verein fungierte als Antragsteller bei der Stadt Tübingen für einen von den 
Flüchtlingshilfen Kreis Tübingen veranstalteten „Dankeschön-Abend“ am 15. Juni 2018 im 
Gemeindehaus St. Johannes in Tübingen.
Ebenso übernahm der Verein die Antragstellung für ein Projekt der Flüchtlingshilfen Kreis 
Tübingen für die Erstellung von Marktbuden, mit denen Geflüchtete und Unterstützer*innen 
bei Jahrmärkten und Festen tätig werden sollten. Der Antrag wurde von den Flüchtlingshilfen
allerdings im Oktober 2018 aufgrund mangelnder Kapazitäten zurückgezogen, sodass der 
gesamte Zuschuss an das Landratsamt umgehend zurückgezahlt wurde.
Mitglieder unseres Vereins sind auch im „Bündnis Bleiberecht Tübingen“ vertreten, einem 
losen Bündnis aus Vertreter*innen verschiedener Gruppierungen und Organisationen. Der 
Verein übernimmt für das Bündnis diverse Sachkosten. Zweckgebundene Spenden und 
Sachausgaben haben sich auch in 2018 die Waage gehalten. Das Bündnis Bleiberecht 
organisierte im Jahr 2018 unter anderem eine Transparentaktion „Keine Abschiebungen 
nach Afghanistan“ zum Internationalen Tag des Flüchtlings am 20.6.2018, wofür unser Verein
die Trägerschaft übernahm. Zum internationalen Tag der Menschenrechte organisierte das 
Bündnis am 7.12.2018 eine Demonstration in Tübingen unter dem Motto „menschenrecht 
fundamental ist“.
Der Verein ist Mitglied im Landesverband des Paritätischen. Vertreter*innen des Vereins 
nahmen an den Sitzungen der Fachgruppe Mitgration des Paritätischen Landesverbands teil.

Tübingen, den 10.5.2019

Andreas Linder Ines Roth Michaela Boyacos Marianne Mösle
Mitglieder des Vorstands
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4. Anhang: Dokumentation / Pressespiegel 2018

Online-Petition / Presseerklärung 14.1.2018

An: Ministerpräsident Winfried Kretschmann

Dauerhaftes Bleiberecht für Familie Stojanovic!

Kurz vor Weihnachten lehnte Innenminister Strobl den Härtefallantrag für die serbische 
Familie Stojanovic ab, obwohl die baden-württembergische Härtefallkommission die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis wegen guter Integration der Familie befürwortete. 
Dies macht uns fassungslos und empört! Jetzt droht dieser Stuttgarter Familie die Abschiebung.
Dies können und wollen wir nicht akzeptieren! Es kann nicht sein, dass jetzt auch Menschen, 
die beste Integrationsleistungen vorweisen können, keine Chance mehr über einen 
Härtefallantrag haben – nur weil sich der Innenminister mit rücksichtsloser 
Aufenthaltsbeendigungspolitik profilieren will. Dies steht in krassem Gegensatz zu 
Äußerungen wie: „Es kann doch nicht sein, dass wir Menschen zurückschicken, die von unseren 
Handwerkern und Betrieben dringend benötigt werden“ (Winfried Kretschmann).
Als Roma drohen den Stojanovics in ihrem „sicheren Herkunftsland“ Serbien dauerhaftes 
soziales Elend und rassistische Diskriminierung. In Deutschland hätten sie die Chance auf ein 
würdiges und eigenständiges Leben. 

Wir fordern:
- Dauerhaftes Bleiberecht für die Familie Stojanovic!
- Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Aufenthaltsgesetz, weil die Familie seit
  über vier Jahren in Deutschland lebt und alle Voraussetzungen dieses Gesetzes erfüllt!
- Roma vor Diskriminierung schützen statt abschieben!

Erstunterzeichner/-innen:
Martina Tertelmann (Stuttgart)
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Dr. Joachim Nitsch und Gudrun Nitsch (Sprecherin des Freundeskreis Flüchtlinge Stuttgart-Vaihingen/
Rohr)
Pfarrer Thomas Rumpf (Laurentiuskirche Stuttgart-Rohr)
Joachim Schlecht (Asylpfarrer der Evangelischen Landeskirche in Württemberg)
Elisabeth Künstler (Stuttgart)
Katharina Künstler (Stuttgart)
Prof. Dr. Dr. Daniel Schäfer (Köln)
Mirjam Künstler (Graz)
David Künstler (Mannheim)
Milana Fink (Mannheim)
Andreas Linder (menschen.rechte Tübingen e.V.)
Manuel Werner (Nürtingen)
Ragini Wahl (Nürtingen)
Waltraud Schmid (Nürtingen) 
Marion Nau (Nürtingen)
Michaela Saliari-Abdelatif (Nürtingen)
Ioannis  Chasoglou (Tübingen)
Andreas Foitzik (Netzwerk rassismuskritische Migrationspädagogik Baden-Württemberg)
Gabi Kaiser (Tübingen)
Birgit Peter (Tübingen)
Gisela Kehrer-Bleicher (VVN-BdA Tübingen)
Caroline Kozma (Lehrerin von Miljana am Universitätsklinikum Tübingen)
Thomas Sautter-Strelczuk (Zentraler Praxisanleiter Universitätsklinikum Tübingen, Pflegedirektion)
Claudia Lund (Freundeskreis Asyl Mössingen)
Hannefriedel Meyer-Faude (AK Integration Ofterdingen)
Annette Schneider (Mössingen)
Michael Seifert (AK Integration Ofterdingen)
Hanna Smitmans (Tübingen)
Gisela von Samson-Himmelstjerna (Mössingen)
Simone Riniker Maier (Stuttgart)
Ortrun Dieterich (Stuttgart)
Gerhard Sachs (Stuttgart)
Michael Drunkenpolz (Stuttgart)
Katharina Schröter (Stuttgart)
Andreas Wilhelm (Stuttgart)
Kirsty Wilson (Stuttgart)
Ulrich Bracher (Stuttgart

AHOI – gegen Armut, Hoffnungslosigkeit, Ohnmacht und Ignoranz, Nürtingen
Arbeitskreis Asyl Stuttgart
Bündnis Bleiberecht Tübingen
Freundeskreis Flüchtlinge Stuttgart-Vaihingen / Rohr
menschen.rechte Tübingen e.V.

Begründung und weitere Informationen:

Was muss eine Familie noch tun, um als gut integriert zu gelten und ein Bleiberecht zu 
bekommen?
Seit Januar 2016 bewohnt Familie Stojanovic eine 3 1/2-Zimmer-Wohnung in Stuttgart-Rohr. Die 
gesamte Familie ist bestens integriert. Aber hier ihre Geschichte kurz von vorne erzählt:
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Die 5-köpfige Familie gehört der Volksgruppe der Roma an, sie sind serbische Staatsbürger. In Serbien
wurden sie  diskriminiert  und  waren  gewalttätigen  Übergriffen  ausgesetzt.  Die  talentierten  Kinder
haben dort keine Chance auf eine gute Ausbildung und ein Leben in Würde. Deswegen haben die
Eltern schon 1999 in Deutschland einen Asylantrag gestellt. 5 Jahre lang haben sie damals schon in
Stuttgart  gelebt.  Nachdem  der  Asylantrag  abgelehnt  wurde,  waren  sie  im  Jahr  2004  gezwungen,
„freiwillig“ auszureisen. Ihr nächster Versuch ein Leben außerhalb von Serbien aufbauen zu können,
führte  die  Familie  2006  nach  Schweden:  von  dort  mussten  sie  2009  wieder  ausreisen,  auch  ein
nochmaliger Asylantrag 2009 in Deutschland war erfolglos.

Die beiden Brüder des Vaters mit ihren Familien haben schon seit vielen Jahren ein Bleiberecht in 
Deutschland und wohnen in Stuttgart. Ein Bruder der Mutter lebt mit Familie in Berlin. Der 
Familienzusammenhalt ist groß und gegenseitige Unterstützung selbstverständlich.

Im Jahr 2013 musste Familie Stojanovic erneut aus Serbien fliehen. Sie kamen wieder nach Stuttgart. 
Die ersten 2 Jahre lebten die Stojanovics zu fünft in einem Zimmer im Flüchtlingswohnheim in der 
Arthurstr. Trotz der beengten Verhältnisse gelang den drei Kindern sehr schnell eine hervorragende 
Integration in die Schule.

Der Vater, Mile Stojanovic, arbeitet seit 2 Jahren dauerhaft beim Malteser Hilfsdienst in Stuttgart. Sein 
Arbeitgeber ist mehr als zufrieden mit ihm und würde ihn gerne weiter beschäftigen. 

Die älteste Tochter Miljana (inzwischen 19 Jahre alt) erhielt aufgrund guter Schulnoten einen 
Ausbildungsvertrag am Universitätsklinikum in Tübingen. Dort hat sie die 2-jährige Ausbildung zur 
Krankenpflegehelferin inzwischen abgeschlossen und absolviert seit September 2017 wegen 
hervorragender Leistungen die Ausbildung zur Gesundheits- und Krankenpflegerin in nur 2 Jahren. 
Derzeit hat sie eine sog. Ausbildungsduldung. Wenige Monate nach Beginn der Ausbildung (Herbst 
2015) wollte das Regierungspräsidium Miljana abschieben, als sie volljährig wurde. Nur durch die 
Unterstützung vieler Menschen konnte dies verhindert werden (mehr Informationen siehe hier: 
Ausbildung statt Abschiebung - Bleiberecht für Miljana Stojanovic)

Auch ihr Bruder Stefan (17 Jahre) machte seinen Hauptschulabschluss mit überdurchschnittlich guten 
Noten. Nach einem berufsvorbereitenden Praktikum erhielt er einen Ausbildungsvertrag zum 
Restaurantfachmann beim Pullmann-Hotel in Stuttgart-Vaihingen. Nachdem er die Ausbildung dort im
Herbst 2016 angefangen hatte, wurde ihm jedoch die Arbeitsgenehmigung aus unerfindlichen 
Gründen entzogen. Er musste deswegen die Ausbildung abbrechen. Sein Ausbildungsbetrieb war so 
zufrieden mit ihm, dass sie ihm bis heute den Ausbildungsplatz offen halten. Stefan hat daraufhin die 
10te Werkrealschulklasse besucht und im Sommer 2017 abgeschlossen. 

Seit Herbst besucht er nun die Berufsfachschule für das Restaurantfach. Leider kann er den 
praktischen  Teil der Ausbildung wegen der immer noch fehlenden Arbeitserlaubnis nicht mitmachen. 
Und das, obwohl „Restaurantfachmann/-frau“ der Beruf mit den meisten offenen Lehrstellen in 
Deutschland“ ist! (Spiegel online und manager magazin vom 8.1.2018)

Der jüngste Sohn Kristijan (11 Jahre) besucht inzwischen die Realschule, 5. Klasse, mit guten bis sehr 
guten Leistungen. Er hat eine besondere Begabung für Mathematik und Musik. Seinem großen 
Wunsch, Geige spielen zu lernen, kam Katharina Künstler - Violinlehrerin an der Stuttgarter 
Musikschule - zunächst auf privater Basis nach. Schnell erkannte sie sein großes Talent. Damit er trotz 
der damals schwierigen Wohnsituation die nötige Hilfe beim Erlernen des Instruments bekam, halfen 
das Ehepaar Reinhart und Elisabeth Künstler sowohl bei den Schulhausaufgaben als auch beim Üben 
der Violine. Daraus entwickelte sich eine liebevolle „Enkel-Großeltern“-Beziehung. 

http://menschen-rechte-tue.org/index/engagement-fluechtlingshilfe/artikel/ausbildung-statt-abschiebung-bleiberecht-fuer-miljana-stojanovic.html
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Kristijan wurde an der Stuttgarter Musikschule angemeldet und bekommt dort seit 2 1/2 Jahren 
Unterricht. Er ist ein fleißiger, engagierter und sehr talentierter Schüler, der an allen Vorspielen, 
Konzerten, Orchesterauftritten und Prüfungen mit Erfolg teilnimmt.  

In der Zeit der schweren Erkrankung von Reinhart Künstler und bis zu seinem Tod im Dezember 2015 
und darüber hinaus, war und ist die ganze Familie Stojanovic eine große Hilfe und Unterstützung für 
seine Frau Elisabeth. Daraus hat sich eine enge Freundschaft beider Familien entwickelt.

Durch die zwischenzeitliche Entspannung der Lage und eine psychologische Betreuung besserte sich 
die gesundheitliche Situation der Mutter, Radmila Stojanovic, so dass auch sie einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen konnte. Sie arbeitete als Reinigungskraft im Marienhospital in Stuttgart. Durch ihre ruhige, 
freundliche Art und ihre guten Deutschkenntnisse, hat sie sich dort schnell das Vertrauen der 
Patienten und des Klinikpersonals erworben. Es war für alle ein Schock, dass Frau Stojanovic im 
Oktober 2016 – zeitgleich mit ihrem Sohn Stefan - die Arbeitserlaubnis entzogen wurde. Die Eltern 
konnten bis dahin für Miete und Lebensunterhalt der Familie selbständig aufkommen. Durch das 
Arbeitsverbot ist Frau Stojanovic nun wieder auf Sozialhilfe angewiesen. 

Nachdem der Asylantrag erneut abgelehnt wurde, hat die Familie über ihren Rechtsanwalt einen 
Antrag bei der Härtefallkommission eingereicht. Eine dicke Mappe mit vielen Schreiben von 
Ehrenamtlichen, die die Familie begleiten, von Lehrern der Kinder, Arbeitgebern, Freunden , 
Nachbarn, etc., die alle bezeugen, wie gut sich die Familie integriert hat und wie sehr sich die Familie 
hier sozial engagiert und welch schreckliche Folgen eine erneute Ausweisung für die Romafamilie 
hätte, wurde eingereicht. Das hat auch die Härtefallkommission überzeugt und sie dazu bewogen 
beim Innenministerium die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zu empfehlen.  

Diese Hürde überwinden nicht viele Menschen. Die Härtefallkommission prüft die Fälle nach strengen 
Maßgaben. Trotzdem hat das Innenministerium sich nicht an diese Empfehlung gehalten und das 
Ersuchen abgelehnt. Diese Nachricht erreichte uns am 15. Dezember.

Wir sind fassungslos! Und wir sind verzweifelt! 

Was müssen Menschen noch tun, um die zu Recht eingeforderte Integrationsleistung  zu erbringen? 
Stojanovics haben es innerhalb kurzer Zeit geschafft, sich ein würdiges, selbstbestimmtes Leben in 
Deutschland aufzubauen. Die ganze Familie ist vorbildhaft für gelungene Integration, warum dürfen 
sie nicht bleiben?

Ein kleiner Hoffnungsschimmer ist nun noch der §25a Aufenthaltsgesetz für den 17-jährigen Stefan. 
Da die Familie bereits über 4 Jahre in Deutschland ist und er auch alle sonstigen Voraussetzungen 
erfüllt, könnte er auf der Basis dieses Gesetzes eine Aufenthaltserlaubnis erhalten. Damit könnte er 
auch seine Ausbildung endlich fortsetzen. 

Hat nicht auch Frau Merkel im Bundestagswahlkampf erkannt, dass die Flüchtlingspolitik auch dafür 
sorgen muss, dass nicht die falschen Menschen das Land wieder verlassen müssen? 

„Wir können nicht allen helfen“ (Boris Palmer) —  aber denen, die sich selber helfen können und die 
wertvolle Mitglieder unserer Gesellschaft geworden sind, können wir die Möglichkeit geben, hier zu 
bleiben! Außerdem sind wir der Meinung, dass wir als Deutsche aufgrund unserer Geschichte eine 
besondere Verantwortung gegenüber Roma und Sinti haben. Wir dürfen sie nicht wieder ins Elend 
zurückschicken.

Familie Stojanovic soll ein dauerhaftes Bleiberecht bekommen
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Schwäbisches Tagblatt 17.1.2018
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22.03.2018 Stuttgarter Zeitung: 48 000 Leute unterstützen Familie Stojanovic
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.stuttgart-rohr-48-000-setzen-sich-fuer-familie-stojanovic-
ein.76f37e2b-8ba7-49df-8b1f-022248880d3a.html

Stuttgart-Rohr     48 000 Leute unterstützen Familie Stojanovic     

Von Caroline Holowiecki 22. März 2018 - 13:18 Uhr 

Eine serbische Roma-Familie, die seit Jahren in Rohr lebt, soll durch Abschiebung 
auseinandergerissen werden. Da alle Mitglieder bestens integriert sind, wollen unzählige 
Menschen erreichen, dass sie bleiben dürfen. Mehr als 48 000 Unterschriften wurden am 
Mittwoch dem Innenminister übergeben. 

 
Roma haben kein sicheres Herkunftsland – davon sind die Unterstützer der Familie Stojanovic (vorne) 
überzeugt. Foto: Caroline Holowiecki 

Rohr - Alle lieben Kristijan. Der Elfjährige ist ein guter Schüler, außerdem ein begnadeter Geiger. Der 
Fünftklässler lernt am liebsten Englisch, „weil das eine richtige Fremdsprache ist“, wie er grinsend in 
akzentfreiem Deutsch erklärt. „Kristijan ist lieb, höflich, er bemüht sich. Er gehört zu uns“, sagt seine 
Lehrerin Christina Fischer. „Man kann so einem Kind nicht die Zukunft verbauen“, schiebt sie 
hinterher. Denn ob der Junge weiter in Deutschland lernen darf, ist ungewiss. Möglicherweise müssen 
er und seine Eltern zurück. Nach Serbien. In ein Land, in dem der Bub nie die Schule besucht hat und 
dessen Sprache er kaum beherrscht. In dem er als Roma wohl keine Aussicht auf eine Lehrstelle oder 
einen Job hat, da die Minderheit fortwährend diskriminiert wird.

1. Erleichterungen für Unternehmen Ausbildung schützt vor Abschiebung 

2. Stuttgart-Heumaden Mit der Abschiebung der Halitis hatte keiner gerechnet 

3. Gesetzesreform Asyl für Roma vom Balkan erschwert 

Sohn und Tochter haben eine Ausbildung begonnen 
Einige Mitglieder der Familie Stojanovic, die vor viereinhalb Jahren als Flüchtlinge nach Rohr kamen, 
sind von der Abschiebung bedroht. Dabei sind alle bestens integriert, versichert der Pfarrer Thomas 
Rumpf. „Alle sind ganz eifrig, ehrenamtlich zu helfen. Man spürt, sie wollen etwas zurückgeben.“ Die 
Familie hat eine Wohnung, Vater Mile (41) arbeitet seit zwei Jahren beim Malteser Hilfsdienst. Seine 
Frau Radmila (36) hatte einen Job als Reinigungskraft, bevor ihr die Arbeitserlaubnis entzogen wurde. 
Ähnlich erging es dem Sohn Stefan (17), der nach einem guten Hauptschulabschluss einen 
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https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.gesetzesreform-asyl-fuer-roma-erschwert.a41f2cb1-5d96-4a94-8a18-1681cc7a352a.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.stuttgart-heumaden-mit-der-abschiebung-der-halitis-hatte-keiner-gerechnet.05c112f5-fa78-48d9-a286-e9e7245f04d1.html
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https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.gesetzesreform-asyl-fuer-roma-erschwert.a41f2cb1-5d96-4a94-8a18-1681cc7a352a.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.stuttgart-heumaden-mit-der-abschiebung-der-halitis-hatte-keiner-gerechnet.05c112f5-fa78-48d9-a286-e9e7245f04d1.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.erleichterungen-fuer-unternehmen-ausbildung-schuetzt-vor-abschiebung.01e89447-c1bb-492c-af79-21a11b76faa4.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.erleichterungen-fuer-unternehmen-ausbildung-schuetzt-vor-abschiebung.01e89447-c1bb-492c-af79-21a11b76faa4.html
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https://www.stuttgarter-zeitung.de/thema/Abschiebung
https://www.stuttgarter-zeitung.de/thema/Fl%C3%BCchtlinge
https://www.stuttgarter-zeitung.de/thema/Roma
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Ausbildungsplatz im Vaihinger Pullmann-Hotel als Restaurantfachmann ergattert hatte. Die Lehre 
musste er nach dem Entzug der Arbeitserlaubnis abbrechen – wegen guter Leistungen werde ihm der 
Platz jedoch freigehalten. Einzig Tochter Miljana (20) ist einen Schritt weiter. Sie hat am 
Universitätsklinikum Tübingen ihre Ausbildung zur Krankenpflegehelferin abgeschlossen und macht 
nun die Ausbildung zur Gesundheits- und Krankenpflegerin. Bereits mit 18 hätte sie abgeschoben 
werden sollen, mittlerweile hat sie nach Paragraf 25a des Aufenthaltsgesetzes eine 
Aufenthaltserlaubnis. Ein gleicher Antrag läuft derzeit für ihren Bruder Stefan.

In Rohr will man die drohende Abschiebung nicht akzeptieren
Die Härtefallkommission hat das Bleiberecht der Familie längst befürwortet, der Innenminister 
Thomas Strobl jedoch hat den Härtefallantrag kurz vor Weihnachten abgelehnt. In Rohr ist die 
Empörung groß. „Mein Gott noch mal, solche Leute können wir brauchen!“, wettert etwa Gudrun 
Nitsch vom Asyl-Freundeskreis. Auch der Pfarrer spricht von einem Skandal. Die Familie erfülle alle 
Erfordernisse nach dem Aufenthaltsgesetz. Im Vaihinger Ortsteil will man die Situation nicht 
akzeptieren – und hat eine Online-Petition gestartet. Die haben schier unglaubliche 48 300 Menschen 
unterzeichnet. Freilich sind darunter viele, die im Internet darauf gestoßen sind, aber auch am 
Wohnort der Stojanovics ist in Vereinen, Kirchengemeinden, Schulen geworben worden. Auch der 
Tübinger Verein Move on – Menschen-Rechte und der Landes-Flüchtlingsrat haben sich eingeschaltet. 
Die Unterschriften sind am Mittwoch im Büro des Innenministers abgegeben worden.

Solange der Sohn minderjährig ist, dürfen die Eltern bleiben
Auf dem Landespolitiker ruhen jetzt die Hoffnungen, selbst wenn etwa Sean McGinley vom 
Flüchtlingsrat Strobls Asylpolitik scharf kritisiert. Seit 2000 seien rund 10 000 Menschen in die 
Westbalkanstaaten abgeschoben worden – Serbien gilt als sicheres Herkunftsland –, mehr als 7000 in 
den vergangenen drei Jahren. Er spricht von Aktionismus. Sollte der Minister nicht auf die Petition 
reagieren, ist Plan B, für Stefan alsbald die Aufenthaltserlaubnis nach Paragraf 25a zu erwirken. 
Solange er minderjährig ist, würden auch die Eltern bleiben dürfen, wenn sie vorweisen können, dass 
sie ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten können. Hierfür muss Radmila Stojanovic schleunigst ihre 
Arbeitserlaubnis wiederbekommen. Ein Wettlauf gegen die Zeit: denn schon im Juli wird Stefan 18. 
Ohne ihre ältesten Kinder auszureisen, für Mutter Radmila ist das unvorstellbar. „Wie kann man so 
was machen? Ich kann nicht dran denken.“ 



02.03.2018 Schwäbisches Tagblatt: Lage von Haschmatullah F. nach abgelehnten Asylantrag laut 
Anwalt nicht hoffnungslos

https://www.tagblatt.de/Nachrichten/Lage-von-Haschmatullah-F-nach-abgelehnten-Asylantrag-laut-
Anwalt-nicht-hoffnungslos-365649.html

Der Afghane Haschmatullah F. am Flughafen. Foto:
Boris Roessler/Archiv dpa/lsw 

Gute Chancen, in Deutschland bleiben zu können 

Lage von Haschmatullah F. nach
abgelehnten Asylantrag laut Anwalt
nicht hoffnungslos 
Trotz eines abgelehnten Asylantrags hat der aus Afghanistan zurückgeholte Flüchtling 
Haschmatullah F. nach Einschätzung seines Anwalts gute Chancen, doch in Deutschland bleiben zu 
können. 

02.03.2018 dpa/lsw 

Tübingen. Auch in anderen Fällen hätten frühere Angehörige afghanischer Sicherheitskräfte 
zunächst einen negativen Bescheid bekommen, sagte der Jurist Markus Niedworok am Freitag in 
Tübingen. «Ich halte das nicht für hoffnungslos.» Er habe gegen die Ablehnung Klage beim 
Verwaltungsgericht Sigmaringen eingereicht - bis zur Entscheidung könne es «ohne Weiteres» ein 
Jahr dauern.

Auch ein Sprecher des Gerichts sagte, ein Termin zur mündlichen Verhandlung sei noch nicht 
absehbar. Die Akten des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (Bamf) und dessen 
Stellungnahme zur Klage seien angefordert worden. «Die Übersendung und der eventuell weitere 
Austausch von Schriftsätzen unter den Beteiligten dauert eine gewisse Zeit», sagte der Sprecher.

Das Schicksal von Haschmatullah F. hatte überregional für Beachtung gesorgt. Das Bamf hatte seine 
Abschiebung erlaubt, obwohl dagegen am Verwaltungsgericht Sigmaringen ein Eilantrag anhängig 
war. Solche Anträge gewähren Schutz vor Abschiebung. Das Gericht hatte deswegen angeordnet, 
dass der Flüchtling zurückgeholt werden muss. Mit einem deutschen Visum kehrte er im Dezember 
in die Bundesrepublik zurück.

F. war nach eigenen Angaben aus seiner Heimat geflüchtet, weil er als Soldat wegen der 
Zusammenarbeit mit ausländischen Kräften von den Taliban und der Terrormiliz Islamischer Staat 
bedroht worden sei.

Links zum Thema
 Gast der Woche · Andreas Linder : Streiter für Menschenrechte   

 Abschiebung : Fazelpurs Asylantrag wurde abgelehnt   

 Die Nächte im Wald verbracht : Der zu Unrecht abgeschobene Afghane Hasmatullah Fazelpur  
ist zurück in Tübingen 

 Sabine Lohr zur Rückholung von Hasmatullah Fazelpur : Durchsichtige Winkelzüge des   
Bundesamts 

02.03.2018, 18:56 Uhr | geändert: 02.03.2018, 17:00 Uhr 
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Pressemitteilung 22.6.2018

Flüchtlingsschutz für Hasmat-Ullah Fazelpur – 
Sieg des Flüchtlingsrechts über den politischen Abschiebungswillen

Am gestrigen 21. Juni verhandelte das Verwaltungsgericht Sigmaringen über den Asylantrag des 
afghanischen Flüchtlings Hasmat-Ullah Fazelpur. Der 24-jährige Asylsuchende war Angehöriger der 
afghanischen Armee und deswegen wurden er und seine Familie von den Taliban bedroht und 
verfolgt. Herr Fazelpur überlebte zwei gezielte Angriffe bzw. Mordanschläge durch die Taliban und 
floh im Oktober 2016 nach Europa. Während seines ca. achtmonatigen Aufenthalts in Bulgarien war 
er von Inhaftierung und Misshandlung durch bulgarische Polizei betroffen. Im Mai 2017 gelang ihm 
die Weiterflucht nach Deutschland. Dort wurde er vom BAMF zunächst zu seinen Fluchtgründen 
angehört (und eine Tendenz zur Flüchtlingsanerkennung festgestellt), dann wurde sein Asylantrag 
jedoch nach der Dublin-Verordnung als „unzulässig“ abgelehnt mit der Androhung der Abschiebung 
nach Bulgarien. Trotz einer rechtzeitig eingereichten, noch laufenden Klage gegen diesen 
ablehnenden Asylbescheid wurde Herr Fazelpur am 14.09.2017 nach Bulgarien abgeschoben und 
dort in einem Abschiebegefängnis inhaftiert. Und trotz der Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Sigmaringen, dass das BAMF Herrn Fazelpur von Bulgarien nach Deutschland zurückholen muss, 
wurde er von den bulgarischen Behörden am 03.10.2017 nach Afghanistan abgeschoben. Aufgrund 
eines weiteren Beschlusses des Verwaltungsgerichts Sigmaringen wurde das BAMF verpflichtet, 
Herrn Fazelpur die Rückkehr nach Deutschland zu ermöglichen. Dies geschah am 14.12.2017. Bereits
eine Woche später erhielt Herr Fazelpur seine Anhörung beim BAMF, die acht Stunden dauerte. Mit 
Bescheid vom 03.02.2018 wurde der Asylantrag abgelehnt. Das BAMF unterstellte Herrn Fazelpur 
damals mangelnde Glaubwürdigkeit.

Das Bündnis Bleiberecht Tübingen und der Verein move on – menschen.rechte Tübingen e.V. 
begrüßen die heutige Entscheidung des Verwaltungsgerichts Sigmaringen, Hasmat-Ullah 
Fazelpur die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. „Dies ist ein Sieg der Menschenrechte und 
des Flüchtlingsrechts gegen den Abschiebungswillen der Politik“ sagte Andreas Linder, 
Vorsitzender von move on. „Wir haben hohen Respekt vor der umfassenden Sachkenntnis des 
Verwaltungsgerichts zur Situation in Afghanistan und der Gründlichkeit, mit der sie die 
Fluchtgründe von Hasmatullah Fazelpur geprüft haben.“ 

Aus der Sicht der Unterstützer konnte der zurückhaltende Flüchtling auch in der 
Verwaltungsgerichtsverhandlung absolut glaubhaft seine Verfolgungsgründe und seine 
Zugehörigkeit zur afghanischen Armee darlegen, sodass an der Schwere der Gründe und an seiner 
Glaubhaftigkeit keine Zweifel mehr bestehen können.

Hasmat-Ullah Fazelpur teilt das Schicksal mit über 60.000 weiteren Geflüchteten aus Afghanistan, 
deren Asylantrag vom BAMF seit Anfang 2017 abgelehnt wurde. Trotz der sich stetig verschärfenden 
Sicherheitslage in Afghanistan und der weiter steigenden Opferzahlen durch Krieg und Terror in 
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Afghanistan sind die Anerkennungszahlen durch das BAMF im Asylverfahren seit 2016 stark 
zurückgegangen. Die Ablehnungsquote stieg von 22,3 Prozent im Jahr 2016 auf 52,6 Prozent im Jahr 
2017 (vgl. PRO ASYL 4.6.2018) Auch der vor Kurzem nach langer Erarbeitungszeit veröffentlichte 
Lagebericht des Auswärtigen Amts lässt nur die Einschätzung zu, dass Abschiebungen nach 
Afghanistan unverantwortlich sind: „Der Lagebericht entzieht allen Hardlinern, die eine härtere 
Abschiebepraxis in das Kriegs- und Krisenland fordern, die Legitimation. ... Sowohl die ablehnenden 
Asylbescheide als auch die Abschiebungsentscheidungen sind aufgrund dieser Neubewertung der Lage 
haltlos.“ (vgl. ebd.) Die Bundesregierung hat trotz der Eindeutigkeit auch dieses Berichts jedoch 
bereits angekündigt, dass sie die im Dezember 2016 begonnenen monatlichen 
Sammelabschiebungen nach Afghanistan ausweiten wolle. 

Diesbezüglich begrüßen wir sehr, dass die für die Klagen gegen die Ablehnungen der Asylanträge 
zuständigen Gerichte, so auch das Verwaltungsgericht Sigmaringen, zu anderen Einschätzungen 
kommen als das BAMF und die ablehnenden Entscheidungen des BAMF in sehr vielen Einzelfällen 
wieder aufheben und einen Schutzstatus zuerteilen. Wir sehen das BAMF mit dem heutigen Urteil ein
weiteres Mal dringend dazu aufgefordert, endlich die einschlägigen, auch von den 
Verwaltungsgerichten verwendeten Erkenntnismittel und aktuellen Berichte internationaler 
Organisationen zur katastrophalen Situation in Afghanistan zur Kenntnis zu nehmen, und die 
Entscheidungspraxis zugunsten afghanischer Geflüchteter endlich an die Realität in diesem von Krieg
und Terror geschundenen Land anzupassen! 

Die Tübinger Unterstützer/innen von Hasmat-Ullah Fazelpur bedanken sich bei Allen, die Herrn 
Fazelpur begleitet und unterstützt haben, insbesondere bei Rechtsanwalt Markus Niedworok, der 
aufgrund der medialen Berichterstattung über den Fall mehrfach angefeindet und beleidigt wurde, 
und bei der Bundesarbeitsgemeinschaft PRO ASYL für die Rechtshilfeunterstützung.

Nach der gestrigen Verhandlung am Verwaltungsgericht wurden Hasmat-Ullah Fazelpur, sein 
Rechtsanwalt Markus Niedworok und die ihn begleitenden Unterstützer/innen, darunter mehrere 
befreundete afghanische Flüchtlinge, mit Musik und Trommeln von Aktivist*innen des Bündnis 
Bleiberecht am Tübinger Bahnhof empfangen. Das Bündnis Bleiberecht hat zum internationalen Tag 
des Flüchtlings am 20. Juni 50 Banner mit der Forderung „Keine Abschiebung nach Afghanistan“ 
drucken lassen, die noch immer an vielen Häusern, Geschäften und Einrichtungen in Tübingen 
hängen und die in Tübingen breit getragene Forderung nach einem menschlichen Umgang mit (nicht
nur afghanischen) Flüchtlingen zum Ausdruck bringen.

Weitere Informationen:
20.06.2018 Bündnis Bleiberecht Tübingen: Pressemitteilung zur Banneraktion zum internationalen Tag des Flüchtlings

19.06.2018 UNHCR Deutschland: Weltflüchtlingsbericht: deutlich weniger Asylsuchende in Deutschland, dramatische 
Entwicklung weltweit. Weltweit waren 2017 rund 68,5 Millionen Menschen wegen Konflikt, Verfolgung und 
Menschenrechtsverletzungen auf der Flucht. In Deutschland nahm die Zahl der Asylsuchenden im Vergleich zu 2016 hingegen 
deutlich ab.

04.06.2018 PRO ASYL: Lange gefordert, endlich da: Lagebericht zu Afghanistan. 

17.12.2017 Welcome back! Hasmatullah F. zurück in Deutschland. Presseerklärung, Medienberichte, weitere Informationen & 
ein Spendenaufruf 

Verwaltungsgericht Sigmaringen: Erkenntnismittelliste zu Afghanistan

https://www.proasyl.de/news/lange-gefordert-endlich-da-lagebericht-zu-afghanistan/
http://www.unhcr.org/dach/de/23912-weltfluechtlingsbericht-deutlich-weniger-asylsuchende-deutschland-dramatische-entwicklung-weltweit.html
http://www.unhcr.org/dach/de/23912-weltfluechtlingsbericht-deutlich-weniger-asylsuchende-deutschland-dramatische-entwicklung-weltweit.html
http://www.unhcr.org/dach/de/23912-weltfluechtlingsbericht-deutlich-weniger-asylsuchende-deutschland-dramatische-entwicklung-weltweit.html
https://bleiberecht.mtmedia.org/2018/06/22/pressemitteilung-zur-banneraktion-zum-internationalen-tag-des-fluechtlings/#more-563
http://www.vgsigmaringen.de/pb/site/jum2/get/documents/jum1/JuM/import/verwaltungsgericht%20sigmaringen/pdf/eml/EML%20Afghanistan%20Stand%2020.03.2018.pdf
http://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/welcome-back-hasmatullah-f-zurueck-in-deutschland.html
http://menschen-rechte-tue.org/index/menschen-rechte-aktiv/artikel/welcome-back-hasmatullah-f-zurueck-in-deutschland.html
https://www.proasyl.de/news/lange-gefordert-endlich-da-lagebericht-zu-afghanistan/


21.06.2018 Hasmatullah Fazelpur und afghanische Freunde vor Beginn der Verhandlung am 
Verwaltungsgericht Sigmaringen

Abendlicher Empfang am Hauptbahnhof Tübingen
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Solifonds-Serbienreise 2018
Istvan Farkas und Andreas Linder vor dem Mahnmal für die Opfer des Faschismus in Novi Sad





https://www.proasyl.de/news/menschen-die-wir-schuetzen-muessen-die-geschichte-von-
hasmatullah-fazelpur-aus-afghanistan/

Jedes Jahr begleiten wir zahlreiche verfolgte Menschen in ihren Asylverfahren. Das PRO ASYL-Team hat 
2018 tausende Beratungsgespräche geführt, rund 400 Flüchtlingen standen wir mit Mitteln aus dem 
Rechtshilfefonds zur Seite. Einer davon ist Hasmatullah Fazelpur aus Afghanistan.
Region Kabul, Afghanistan, 2015: Der 21-Jährige Hasmatullah Fazelpur, Angehöriger der afghanischen Armee,
gerät auf der Heimreise in eine Straßensperre der Taliban. Die islamistischen Gewalttäter zerren ihn aus dem
Auto  und  schlagen  ihn  brutal  zusammen.  In  einem  Waldstück  kommt  er  wieder  zu  sich.  Erneut  wird  er
geschlagen  und  mit  einem  Gewehrkolben  traktiert.  Wieder  verliert  Herr  Fazelpur  das  Bewusstsein.  Als  er
aufwacht, hängt er kopfüber an einem Baum. Es gelingt ihm, sich am Seil hochzuziehen und von den Fesseln zu
befreien. Zu Fuß schafft er es bis zur Hauptstraße, von dort nimmt ihn jemand mit nach Kabul.

Der junge Mann ruft seinen Vater an und berichtet ihm von dem brutalen Überfall. Er erfährt, dass die Taliban
auf der Suche nach ihm auch den Vater überfallen und geschlagen haben.

»Mein Vater riet mir, nicht nach Hause zu kommen«
Einige Zeit später: Entgegen dem Ratschlag seines Vaters reist Hasmatullah Fazelpur nach Hause, er vermisst
seine Familie.  Eines Abends klopft  es am Hoftor  des elterlichen Anwesens.  Der junge Mann fragt,  wer dort
draußen  sei.  Eine  Stimme  beschimpft  ihn  als  Ungläubigen  und  fordert  ihn  auf,  zu  öffnen.  Herr  Fazelpur
schnappt  sich ein Gewehr und gibt einen Warnschuss ab.  Eine Handgranate  fliegt  über  das Tor,  durch die
Detonation wird Herr Fazelpur schwer verletzt. Vier Monate lang liegt er in einem Kabuler Krankenhaus, nach
der Entlassung entschließt er sich zur Flucht.

»Die Wände waren voller Ungeziefer. Uns kratzte der ganze Körper. Nach dem Aufwachen haben wir als erstes 
unsere Läuse entfernt.«

https://www.proasyl.de/news/menschen-die-wir-schuetzen-muessen-die-geschichte-von-hasmatullah-fazelpur-aus-afghanistan/
https://www.proasyl.de/news/menschen-die-wir-schuetzen-muessen-die-geschichte-von-hasmatullah-fazelpur-aus-afghanistan/


4 Monate Haft in Bulgarien
Über die Türkei erreicht Hasmatullah Fazelpur im Oktober 2016 Bulgarien und damit die Europäische Union. Er
glaubt,  in  Sicherheit  zu  sein,  doch  man inhaftiert  ihn  im  Lyubimets  Detention  Center,  einem  berüchtigten
Gefängnis, in dem Flüchtlinge Hunger, Krankheiten und schlimmsten hygienischen Zuständen ausgesetzt sind.
Misshandlungen  durch die  Beamten sind an der  Tagesordnung.  PRO ASYL  hat  bereits  2014  über  Folter  in
diesem Gefängnis berichtet. Nach vier Monaten Haft kommt Herr Fazelpur endlich frei. Im Mai 2017 gelingt es
ihm, nach Deutschland zu entkommen.

Rechtswidrige Abschiebung aus Deutschland nach Bulgarien
In Deutschland wird Herr Fazelpur durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) angehört, eine 
Anerkennung als Flüchtling scheint zunächst möglich. Doch dann wird sein Asylantrag im Rahmen der Dublin-
Verordnung als »unzulässig« abgelehnt – dies bedeutet, dass er zurück in das EU-Land seiner Einreise muss. Er 
reicht Klage gegen diese Entscheidung ein, trotzdem wird er am 14. September 2017 rechtswidrig nach 
Bulgarien abgeschoben.

Kettenabschiebung nach Afghanistan
In Bulgarien angekommen wird Herr Fazelpur noch am gleichen Tag von Beamten verprügelt, misshandelt und
gezwungen, verschiedene Papiere zu unterschreiben. Später stellt sich heraus, dass eines dieser Papiere ein
Antrag auf die freiwillige Rückkehr nach Afghanistan ist. Dann wird Herr Fazelpur nach Elhovo gebracht – auch
dieses Gefängnis ist seit Jahren bekannt für übelste Haftbedingungen und Übergriffe gegen Flüchtlinge.

Am  3.  Oktober  2017  erfolgt  von  dort  die  Abschiebung  nach  Afghanistan,  obwohl  das  Verwaltungsgericht
Sigmaringen zwischenzeitlich entschieden hatte, dass Herr Fazelpur nach Deutschland zurückgebracht werden
muss.

Im Juni 2018 erhält Herr Fazelpur endlich Schutz!

PRESSE

Mitteilung von PRO ASYL zum Fall Hasmatullah F.

Afghanischer Flüchtling kehrt nach rechtswidriger Abschiebung nach Deutschland zurück

Versteck in Afghanistan & Rückkehr nach Deutschland
Nach der Ankunft in Afghanistan wird Herr Fazelpur von seinem Bruder abgeholt. Dieser bringt ihn zu einem
Freund, auf dessen Landgrundstück er sich versteckt. Bereits kurz darauf erfahren die Taliban, dass er zurück ist
und suchen nach ihm. Gerät er in ihre Hände, ist ihm der Tod gewiss.

In  der  Zwischenzeit  verpflichtet  das  Verwaltungsgericht  Sigmaringen  das  BAMF  nochmals,  Herrn  Fazelpur
zurückbringen zu lassen. Nach mehrmonatiger Lebensgefahr  kommt der Schutzsuchende am 14.  Dezember
2017  wieder  in  Deutschland  an.  Am  3.  Februar  2018  wird  sein  Asylantrag  vom  BAMF  wegen  mangelnder
Glaubwürdigkeit abgelehnt. Erneut kommt der Fall vor das Verwaltungsgericht. Dieses entscheidet am 21. Juni
2018, dass Herr Fazelpur Schutz erhält.

Wir brauchen Ihre Unterstützung!
Seit  der Abschiebung von Herrn Fazelpur  nach Bulgarien kümmerte sich PRO ASYL intensiv um seinen Fall.
Durch das unermüdliche Engagement lokaler Unterstützer*innen und den gemeinsamen hartnäckigen Einsatz
wurden am Ende die Wiedereinreise und ein positives Urteil erreicht: Hasmatullah Fazelpur ist nun endlich in
Sicherheit. Möglich ist ein solcher Einsatz für verfolgte Menschen nur aufgrund der großzügigen Hilfe unserer
Mitglieder, Spenderinnen und Spender. Engagieren auch Sie sich zusammen mit uns. Bitte spenden Sie, oder
werden Sie Mitglied von PRO ASYL.

NEWS

 
Menschen, die wir schützen müssen

Die Geschichte der Afghanin Fahima Malek und ihrer Familie 

https://www.proasyl.de/news/menschen-die-wir-schuetzen-muessen-die-geschichte-der-afghanin-fahima-malek-und-ihrer-familie/http://
https://www.proasyl.de/material/erniedrigt-misshandelt-schutzlos-fluechtlinge-in-bulgarien/
https://www.proasyl.de/material/erniedrigt-misshandelt-schutzlos-fluechtlinge-in-bulgarien/
https://www.proasyl.de/news/menschen-die-wir-schuetzen-muessen-die-geschichte-der-afghanin-fahima-malek-und-ihrer-familie/http://
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/afghanischer-fluechtling-kehrt-nach-rechtswidriger-abschiebung-nach-deutschland-zurueck/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/afghanischer-fluechtling-kehrt-nach-rechtswidriger-abschiebung-nach-deutschland-zurueck/




07.12.2018 Cafe Mondial Weihnachtsfeier

07.12.2018 Cafe Mondial Weihnachtsfeier. Gast: Beate Ulmer, Ehrenamtsbeauftragte der Stadt
Tübingen



70 Jahre Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Aufruf des Bündnis Bleiberecht Tübingen zur Kundgebung und Demonstration
„menschenrecht fundamental ist“ am 7.12. in Tübingen

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. 
(Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Art. 1)

Unsere zentralen Anliegen / Forderungen der Demonstration sind:
 Menschenrechte sind #unteilbar - sie gelten für ALLE Menschen

 Menschenrechte kennen keine Obergrenzen - Für eine Politik der Solidarität und der 
Humanität mit Geflüchteten statt Abschottung, Abschiebung und rassistische Spaltung der 
Gesellschaft

 Respekt statt Rassismus - Frauenrechte gelten für alle Frauen, Kritik an Sexismus und sexueller 
Gewalt muss sich an alle Männer richten

 Fluchtursachen bekämpfen, nicht Flüchtlinge - das Recht auf Leben gilt auch auf dem 
Mittelmeer und Seenotrettung ist kein "Menschenrechtsfundamentalismus"

 Wohnraum ist kein Ware – bezahlbaren Wohnraum für ALLE schaffen

 Für eine soziale und nachhaltige Stadt - für eine Kommunalpolitik, die allen Menschen zugute 
kommt, statt einseitig High-Tech-Kapitalismus zu fördern.

Unter dem Motto „menschenrecht fundamental ist“ wollen wir am 7. Dezember in Tübingen gemeinsam 
für die Einhaltung der Grund- und Menschenrechte und gegen den grassierenden Nationalismus und 
Rassismus demonstrieren.

Die Vereinten Nationen verabschiedeten im Jahr 1948 die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte in 
der Folge des vom deutschen Faschismus verursachten Weltkriegs und rassistischen Massenmords mit 
insgesamt 60 Millionen Toten. In der Folgezeit übernahmen die meisten Länder dieser Welt diese 
Leitlinien in ihren Verfassungen, so auch die neu entstandene Bundesrepublik Deutschland in ihr 
Grundgesetz. Die Menschenrechte, so die UN-Menschenrechtscharta, gehören zu den elementaren, 
grundlegenden Rechten, ohne die ein geordnetes menschliches Miteinander nicht möglich ist.

Doch trotz aller positiver Effekte, die diese internationalen Vereinbarungen hatten, werden die 
Menschenrechte nach wie vor auf der ganzen Welt massiv verletzt und mit Füßen getreten. Für 
nationalistischen Egoismus, kapitalistische Profitinteressen oder religiösen Fundamentalismus werden 
Kriege geführt, denen zuerst die Schwächsten und Schutzbedürftigsten zum Opfer fallen oder zu 
Flüchtlingen werden. Auch die Europäische Union, Friedensnobelpreisträger und selbsternannter 
Kontinent der Menschenrechte, ist weit entfernt von einer glaubwürdigen Menschenrechtspolitik. 

http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf


In der Flüchtlingspolitik steht das Ziel der Flüchtlingsabwehr durch Abschottung der Grenzen an oberster 
Stelle. Hierfür werden Verträge mit Despoten wie Erdogan geschlossen. Hierfür wird achselzuckend über 
zigtausende Leichen in der Wüste und im Mittelmeer gegangen. Hierfür werden Organisationen, die im 
Mittelmeer Leben retten, bekämpft und kriminalisiert. Hierfür wird sogar über brutalste 
Menschenrechtsverletzungen wie Sklaverei in Lybien hinweggesehen. Und als Krise wird dann 
skandalisiert, wenn trotzdem Menschen, die furchtbaren Kriegen wie in Syrien und Afghanistan 
entkommen sind, den Weg über die Grenzen finden. An der politischen Macht in der westlichen Welt sind 
derzeit Menschen, die immer schamloser geflüchtete Menschen bekämpfen statt Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Ursachen von Elend und Flucht reduzieren. Auf der Agenda der Trumps, Orbans, Salvinis,
Kurz‘ und Seehofers dieser Welt steht nicht das Recht auf Leben und der Flüchtlingsschutz, sondern ein 
rassistischer Egoismus. 

Dies darf so nicht weitergehen! Wir sagen: Menschenrechte kennen keine Obergrenze! Migration ist nicht 
die Mutter aller Probleme, sondern unter anderem die Folge unserer imperialen Lebensweise. Diese ist 
abhängig von stetigem Wirtschaftswachstum und damit von unbändigem Hunger nach Bodenschätzen, 
Absatzmärkten und billigen Arbeitskräften und dies zerstört die Lebensgrundlage vor allem von Menschen
im globalen Süden und raubt ihnen das Recht auf Selbstbestimmung.

In Deutschland wurden jetzt drei Jahre lang sämtliche Gesetze im Asyl- und Flüchtlingsbereich verschärft. 
Und die sogenannte Flüchtlingskrise wurde jetzt drei Jahre lang für alles verantwortlich gemacht, was in 
diesem Land schief läuft. Drei Jahre lang wurden (nicht nur von AFD & Co.) Riesenskandale hochgezogen, 
wenn sich geflüchtete Männer einer sexuellen Straftat schuldig gemacht hat, während gleiche Taten von 
weißen Deutschen höchstens eine Randnotiz verursachen. Ein BAMF-Skandal wurde hochgezogen, zu dem
mittlerweile klar ist, dass rein gar nichts an den Vorwürfen dran ist, während ganz normal zu sein scheint, 
dass dasselbe BAMF mittlerweile über die Hälfte aller afghanischen Asylsuchenden ablehnt und mit 
Abschiebung bedroht. Wen wundert es noch, dass auf der Basis einer derart von oben vergifteten 
Stimmung Pegida, AFD und Co. so viel Zulauf erhalten haben? Wen wundert es noch, dass seit 2015 über 
7000 Angriffe auf Asylsuchende und ihre Unterkünfte in Deutschland stattgefunden haben (andere 
rechtsextreme Delikte überhaupt nicht mitgerechnet)? 

Wir können nicht erwarten, dass unsere Regierenden die rassistische Spaltung der Gesellschaft und die 
Abschiebepolitik von selbst wieder zurückfahren. Wir können nicht erwarten, dass AFD, Pegida und deren 
Anhängerschaft von selbst zur Besinnung kommen. Eine andere Politik, die auf der Grundlage von 
Humanität und Menschenrechten agiert, wird es nur geben, wenn es genügend Druck von unten gibt - 
wenn alle, die sich im Sinne von „wir schaffen das“ ins Zeug gelegt haben, sich nicht entmutigen lassen. 
Die großen Demonstrationen in Hamburg (we‘ll come united), Berlin (#unteilbar), München (#ausgehetzt), 
Chemnitz und anderswo machen hierfür Hoffnung. 

Dafür können wir auch im beschaulichen und angeblich weltoffenen Tübingen einiges tun. Wir können 
und wollen uns dafür einsetzen, 

 dass die hier aufgenommenen geflüchteten Menschen wie Mitmenschen und Mitbürger*innen 
behandelt werden und nicht wie Eindringlinge als Konkurrenten auf dem Wohnungs- und 
Arbeitsmarkt.

 dass diese Menschen ein gesichertes Aufenthaltsrecht erhalten und dass niemand in Länder 
abgeschoben wird, in denen Verfolgung, Krieg, Elend oder andere Menschenrechtsverletzungen 
drohen, und dass Landkreis und Stadtverwaltung sich in keiner Form weiter an derartigen 
Abschiebungen beteiligen.

 dass die Frauen, die in der Tübinger Erstaufnahmestelle für besonders schutzbedürftige 
Geflüchtete untergebracht sind, nicht wieder nach Italien abgeschoben werden, wo sie erneut auf 
der Straße leben müssten und von Menschenhandel und Zwangsprostitution bedroht wären.

 dass in Tübingen mehr bezahlbarer Wohnraum für alle Menschen geschaffen wird und auf dem 
Wohnungsmarkt nicht nach rassistischen Kriterien diskriminiert wird.

 dass Hass und Hetze gegen Nicht-Deutsche oder Menschen anderer Hautfarbe keinen Platz in 
Tübingen haben

 dass politische Amtsträger, die mit populistischen Äusserungen über Geflüchtete rassistische 
Einstellungen in der Bevölkerung beflügeln, nicht mehr gewählt werden.

https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/chronik-vorfaelle
https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/service/chronik-vorfaelle
https://www.proasyl.de/hintergrund/der-sogenannte-bremer-asylskandal-als-brandbeschleuniger/


 dass eine Kommunalpolitik betrieben wird, die sozialer Spaltung entgegenwirkt und den 
Klimaschutz voranbringt, statt High-Tech-Konzerne (Stichwort: "Cyber-Valley") anzulocken.

Dies könnte der Beginn auf dem Weg zu einer „solidarity city“ sein. 

Dafür wollen wir am 7. Dezember gemeinsam auf die Straße gehen! Die Gültigkeit der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte muss dringender denn je verteidigt werden!

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, 
ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, 

politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem
Stand. (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Art. 2)

Diesen Aufruf unterstützen 30 Initiativen und Organisationen: 
https://bleiberecht.mtmedia.org/itdm2018/itdm2018-unterstuetzerinnen/ 


